
LEGITIMATION: 

 

Hiermit fordere ich Sie im o. g. Nachtrag auf, sich ordnungsgemäß und national und international 

rechtsverbindlich als Richter / Staatsanwalt / Notar / Rechtsanwalt zu legitimieren: 

 

Bitte um Mitteilung Ihrer alliierten SHEF Zulassungs- / Befehlsnummer!  

Allgemeine Verweise dazu auch auf GG Art. 4, 19, 25, 101, 103, 133, 139, 140, Palandt BGB § 839, 

vgl. BVerfG 9, 95; 31,391 EuGH WM 99,1420. BVerwG 17,192 = DVBI, 1964,147; vgl. BGBI. II S. 288, 

1274, HLKO, Weimarer Verfassung Art. 102 bis 135, VStGB, §§ 4, 6, 9, VwVG § 3 Abs. 1, 

Salvatorische Klausel, Remonstrationspflicht, BGH 130, 333. (vgl. EuGH NJW 96, 1267.) Siehe SGB 1 

§ 60 und 66. SHAEF – GESETZ Nr. 52 Art. VII d. 

  

„Übereinkommen zur Regelung bestimmter Fragen in Bezug auf Berlin“ vom 25.09.1990 (BGBl. 

1990, Teil II, S. 1274) 

Berlin hat seit Ende des Krieges einen besatzungs- und verfassungsrechtlich „besonderen Status“ 

und war nie ein Teil der BRD. 

Berlin war niemals und ist bis heute kein Land der „Bundesrepublik Deutschland“.  Dies haben die 

Alliierten im Genehmigungsschreiben der Militärgouverneure zum Grundgesetz vom 12.05.19945 

(Abs.4) festgeschrieben. 

Dieser Tatsache trägt auch das Bestätigungsschreiben der Alliierten Kommandantura zur 

Verfassung von Berlin (BKO (50) 75 vom 29.08.1950 (VOBl. I S.440) in Verbindung mit BKO (51) 56, 

Abs.2 vom 08.10.1951) Rechnung, in dem die Alliierten zwei Absätze der Verfassung von Berlin außer 

Kraft setzen:  

Absatz 2, in dem festgestellt wird, daß Berlin ein Land der Bundesrepublik Deutschland sei 

und 

Absatz 3, in dem erklärt wird, das Grundgesetz und Gesetze der „Bundesrepublik Deutschland“ für 

Berlin bindend seien. 

Im „Übereinkommen zur Regelung bestimmter Fragen in Bezug auf Berlin“ vom 25.09.1990 (BGBl. 

1990, Teil II, S. 1274) wurden diese Tatsachen nochmals bestätigt. 

Damit waren und sind Bürger von Berlin (in Ost und West) keine Bürger der „Bundesrepublik 

Deutschland“. Sichtbare Zeichen der Exterritorialität von Berlin gegenüber der BRD ist beiderseitige 

Nichtzuständigkeit Berliner und bundesdeutscher Behörden, die Neutralität der Abgeordneten im 

Bundestag und die Freiheit der Berliner Bürger vom Wehr- bzw. Ersatzdienst. 

 

 



MILITÄRREGIERUNG - DEUTSCHLAND 

KONTROLL-GEBIET DES OBERSTEN BEFEHLSHABERS 

Gesetz Nr. 2 DEUTSCHE GERICHTE 

 

ARTIKEL V 

BEFÄHIGUNG DER RICHTER, STAATSANWÄLTE, NOTARE . 

UND RECHTSANWÄLTE 

8. Niemand ist befähigt, als Richter, Staatsanwalt, Notar oder Rechtsanwalt zu amtieren, bis er den 

folgenden Eid leistet: 

EID 

„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen, daß ich die Gesetze jederzeit zu niemandes Vorteil und zu 

niemandes Nachteil, mit Gerechtigkeit und Billigkeit gegenüber jedermann, ohne Rücksicht auf 

Religion, Rasse, Abstammung oder politische Überzeugung anwenden und handhaben werde; daß 

ich die deutschen Gesetze und alle Rechtsvorschriften der Militärregierung sowohl ihrem Wortlaute 

als auch ihrem Sinne nach befolgen werde; und daß ich stets mein Bestes tun werde, um die 

Gleichheit aller vor dem Gesetze zu wahren. So wahr mir Gott helfe!“ 

Wer diesen Eid schwört, ist nicht mehr an früher von ihm geleistete Diensteide gebunden. 

9. Niemand kann als Richter, Staatsanwalt, Notar oder Rechtsanwalt amtieren, falls er nicht seine 

Zulassung von der Militärregierung erhalten hat. 

 

ARTIKEL VI 

BESCHRÄNKUNG DER ZUSTÄNDIGKEIT 

10. Mit Ausnahme von Fällen, die von der Militärregierung besonders bestimmt werden, sind die 

deutschen Gerichte in dem besetzten Gebiet in den folgenden Sachen nicht zuständig: 

(a) Sachen, welche die Flotte, das Heer oder die Luftstreitkräfte einer der Vereinigten Nationen, oder 

Einzelpersonen, die in ihnen dienen oder sie begleiten, betreffen; 

(b) Sachen gegen eine der Vereinigten Nationen oder gegen einen ihrer Staatsangehörigen; 

(c) Sachen, die sich auf deutsche Gesetze stützen, welche von der Militärregierung zeitweilig oder 

dauernd aufgehoben worden sind; 

(d) Sachen betreffend die Zuwiderhandlung gegen Befehle, die von den Alliierten Streitkräften 

erlassen worden sind, oder gegen Rechtsvorschriften der Militärregierung, oder Sachen, die die 

Auslegung oder Gültigkeit solcher Befehle oder Rechtsvorschriften zum Gegenstand haben; 



(e) Sachen, in denen sich ein Militärgericht für zuständig erklärt hat, 

(f) Sachen oder Gruppen von Sachen, welche die Militärregierung der ausschließlichen Zuständigkeit 

der Gerichte der Militärregierung übertragen hat; 

(g) Sachen betreffend Geldansprüche gegen die deutsche Regierung oder eine andere Körperschaft 

des öffentlichen Rechts. 

11. Verfahren vor einem deutschen Gericht oder dessen Entscheidungen, die nach dem Inkrafttreten 

dieses Gesetzes ergehen, sind in allen Sachen, in denen das Gericht seine Zuständigkeit verloren hat, 

nichtig. 

 


